
Diezahlreichen Appelle
für eineveränderte
Zuwanderungspolitik

bleiben bislang ohneErfolg.
Daran änderte auch die

Menschenkette
amvergangenen

Wochenendenichts.

(sk) − Justizminister Luc Frie-
denhat es vergangenenSamstag
nocheinmal unmissverständlich
klar gestellt: Eine Regularisie-
rung abgelehnter Asylbewerbe-
rInnen komme nicht in Frage,
sagte der CSV−Politiker i m RTL−
Radio.
Genau dies wollten die rund

1.000 Frauen, Männer und Kin-
der aber nicht wahrhaben. Sie
bildeten am selben Tag eine
Menschenkette, die vom Ar-
beitsministerium "Rousegäert-
chen" bis zumJustizministerium
reichte. Zahlreiche luxemburgi-
sche Nichtregierungsorganisa-
tionen, aber auch Parteien und
Gewerkschaften hatten zu der
Demonstration aufgerufen. Ihre
Forderung: eine Aufenthaltsge-
nehmigung und Arbeitserlaub-
nisfür all diejenigen, diesichbe-
reits 30 Monate lang in Luxem-
burgaufhalten. Ineinemoffenen
Brief an Premierminister Jean−
Claude Juncker heißt es zudem:
"Die EU−Direktive sieht die Ertei-
lung einer Arbeitsgenehmigung
nachzwölf Monatenvor. Wir bit-
tenumeine Aufenthalts− und Ar-
beitsgenehmigung nach 30 Mo-
naten." Zu den UnterzeichnerIn-
nengehörenunter anderemAsti−
Präsident Serge Kollwelter und
OGBL−Chef JohnCastegnaro.
"30 mois=légal", Aufenthalts-

genehmigungenfür Familien mit
Kindern im schulpflichtigen Al-
ter als Alternative zum Monate
langen Ausharrenin existenziel-
ler Unsicherheit und Angst vor
Abschiebung − die Unterstütze-
rinnen der abgelehnten Asylbe-

werberInnen und so genannten
Illegalen fordern von der Regie-
rung Taten. Und sie haben zahl-
reiche Argumente parat: prag-
matische wie das zeitweise au-
ßer Kraft gesetzte Arbeitskraft−
Abkommen zwischen Luxem-
burg und Jugoslawien und der
Arbeitskräftebedarf i m Groß-
herzogtum; humanitäre wie die
fehlende Perspektive der betrof-
fenen MenscheninihrenHeimat-
ländern. Die Reihe der Demons-
trationen unter dem Motto
"30 mois = légal" will die Asti
heute um14.30 Uhr vor demBü-
ro des Premierministers fortset-
zen. Denn dieser sei, so die Asti,
bisher eine Antwort schuldigge-
blieben.
Unter den DemonstrantInnen

bildetendieabgelehntenAsylbe-
werberInnen aus Montenegro
die große Mehrheit, die mit ih-
nen solidarischen Luxemburge-
rInnenbliebenhingegeneine Mi-
norität. Bei einer UmfrageimJa-
nuar hatten sich nur 39 Prozent
der wahlberechtigten Luxem-
burgerInnenfür eineIntegration
der ehemaligen Flüchtlinge aus-
gesprochen. Nicht zuletzt da-
durch fühlt sich Minister Frie-
den bestätigt darin, seinen Kurs
des Null−Kompromisses fortzu-
führen: Sollen sie doch demons-
trieren, die AktivistInnenund"Il-
legalen".
Frieden versucht, den An-

schein zu erwecken, als sei das
Problemlängst gelöst. Von we-
gen, hallt es da von Seiten der
Caritas. Deren Flüchtlingshilfs-
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Regierung: Schubladen geräumt
Ei ne ganze Latte von neuen Gesetzesprojekten depo-
nierte Jean−Claude Juncker am Dienstag i m Parlament,
bevor er sei ne Rede zur Lage der Nati on begann − ei n
recht offensichtlicher Weg, die Reformfreudi gkeit sei-
ner Regierung zu unterstreichen. Scheidungsreform,
neues Spitzel dienstgesetz, Anpassung des Elternur-
laubs, Konventi onen mit der anglikanischen und der
griechisch−orthodoxen Kirche, gesetzliche Regel ung
des Referendums: Die Abgeordneten erwartet nun ei n
Berg von Arbeit. Das jedoch, nachdem die Tagesord-
nungen i n der "Chamber" mangels Stoff während Mo-
naten künstlich aufgebläht wurden. Junckers Schach-
zug dürfte nämlich auch ei n Kaschierungsversuch dafür
sei n, dass ei ne ganze Rei he der von der Regierung
1999 angekündigten Reformprojekte mit reichlich Ver-
spätung ei ntrudel n. Ei ne genaue Analyse muss erst zei-
gen, ob bei den Entwürfen ganze Arbeit geleistet wur-
de, oder ob sie − mehr Schei n als Sei n − von Staatsrat
und parlamentarischen Kommissionen i ntensiv bear-
beitet werden müssen. Mit dem Deponieren der Geset-
zestexte allei n ist der Reformstau auf jeden Fall nicht
aufgelöst: Ei ni ge davon dürften schon allei n aufgrund
i hrer Komplexität wohl kaum noch vor Ablauf dieser
Legislaturperi ode votiert werden.

I mpfen oder nicht:
Prinzipienstreit umGeflügelpest
Akute Gefahr auch für das Gefl ügel i n Luxemburg, hieß
es vergangene Woche. Die Viruskrankheit bedrohe
nach den Niederlanden, Bel gien und Deutschland nun
auch das Großherzogtum, teilte das Landwirtschaftsmi-
nisteri um mit und ergriff mehrere Vorsichtsmaßnah-
men: unter anderem das Verbot von Gefl ügelschauen
sowie der Ei nfuhrstopp von Lebendgefl ügel und
Zuchteiern aus den beiden anderen Benel ux−Staaten
sowie aus Nordrhei n−Westfalen. Ohne amtstierärztliche
Gesundheitsatteste gi nge schon gar nichts, so die l u-
xemburgische Behörde. Bisjetzt blieb das Land von der
Gefl ügel pest verschont. Das staatliche Veteri närsamt
unternahm nach eigenen Angaben i n ungefähr 15 Be-
trieben Kontrollen. Dabei wurde bei den Tieren Bl utpro-
ben entnommen. Die Ergebnisse der Analysen stünden
noch aus, sagte Roger Schmit vom Veteri närsamt ge-
genüber der woxx.
Unterdessen gilt i n der gesamten EU ei n generelles
I mpfverbot für erkrankte Tiere. Dies wird vor allem da-
mit begründet, dass i nfizierte Tiere nicht mehr von ge-
i mpften Tieren zu unterscheiden wären, da sich bei bei-
den Antikörper bil deten. Derweil fordert der deutsche
Bauernpräsi dent ei ne Abkehr von dem Pri nzi p des
I mpfverbots: "I mpfen statt Töten wäre si nnvoll", sagte
Gerd Sonnleitner unlängst i n ei nemZeitungsi nterview.

Wendein der US−Nukleardoktrin
Donald Rumsfel d geht auf Rekordjagd: Der US−Vertei-
di gungsminister will 380 Milliarden Dollar für den
Haushalt 2004. Um dies durch den Kongress zu bri n-
gen, verweist er auf die "erfol greichen" Kriege der USA
in Afghanistan und i mIrak. Hi nzu kommen weitere 19
Milliarden für die Atomwaffen, die vomEnergieministe-
ri um betreut werden. Das Budget soll damit den Re-
kordvertei di gungshaushalt vom vergangenen Jahr um
15 Milliarden überschreiten.
Das Verbot zur Entwickl ung klei ner Atomwaffen, so
genannter " Mini−Nukes", wurde vom Washi ngtoner
Senat bereits aufgehoben. Die vor rund zehn Jahren
ei ngeführte Sperre hatte sich auf Nuklearwaffen mit
ei ner Stärke von bis zu fünf Kil otonnen TNT bezogen.
Das Repräsentantenhaus sollte anschließend ei nen
ähnlichen Beschl uss fassen. Die Aufhebung des Ver-
bots von " Mini−Nukes" bedeutet ei ne Neuorientierung
der amerikanischen Nuklearpolitik: Statt auf Abschre-
ckung wie zu Zeiten des Kalten Krieges setzt die US−
Regierung nun auf die Entwickl ung klei ner taktischer
Nuklearwaffen. Kommt der Beschl uss durch, würde
dies auch die Wiederaufhnahme unterirdischer Atom-
tests bedeuten. Diese hatten die USA vor elf Jahren
ausgesetzt.

HEROINSUCHT

Meilenweit für Methadon
Zentral, dezentral, egal?

Nichtin Sachen
Drogensubstitution. Die

Pilgerfahrten
Heroinsüchtiger, die an
Methadonprogrammen

teilnehmen, könnten durch
dasneue Angebotin Esch

reduziert werden.

betreutes Wohnen oder die Be-
gleitungeiner Elterngruppe.
Stichwort Dezentralisierung:

Die meisten Hilfsangebote für
Süchtige, Obdachlose oder
sonst wie marginalisierte Perso-
nen gibt es i mmer noch in der
Hauptstadt. Dabei zeigt das Bei-
spiel Methadonprogramm, wie
unadaptiert diese zentralisti-
sche Herangehensweise ist:
43 Prozent der Teilnehmenden
kommen aus dem Süden des
Landes. Wenn die JDHihr Ange-
bot in Esch verstärkt oder die
"Stëmm vun der Strooss" nun
auchin Escheine Niederlassung
gründet, dann zeugt das davon,
dass die Minettemetropole in
Hinsicht sozialer Hilfsstrukturen
Nachholbedarf hat. Auch wenn
die Escher Bürgermeisterin Ly-
dia Mutschversicherte, dieneue
Koalition könne sich auf eine
"Tradition des sozialen Engage-
ments" stützen, so scheint es
doch auch einer politischen Er-
neuerungin Esch bedurft zu ha-
ben, damit "heiklere" Projektein
Esch in Angriff genommen wur-
den. Oder wie Regierungsvertre-
ter Arno Bache meinte: "Für ei-
nen Politiker bringt es ein Jahr
vor den Wahlen mehr, einKultur-
zentrumeinzuweihen."

Nachholbedarf i mSüden
Der Ruf nach Dezentralisie-

rung macht jedoch auch deut-
lich, dass die Drogenpolitik der
Regierung in den letzten Jahr-
zehnten an den Bedürfnissen

der Betroffenen vorbeigegangen
ist. Die Unterstützung der Hilfs-
organisationen bei ihren Bemü-
hungen, auch geographisch nä-
her an die Klientel heranzurü-
cken, kommt reichlichspät.
WirdnuninSachenFixerstube

der gleiche Fehler noch einmal
passieren? Lydia Mutsch wies
am Mittwoch darauf hin, dass
die Verabreichung von Metha-
donnicht alleProblemelöst. Das
Programmermögliche zwar, die
Lebensqualität vieler Heroin-
süchtiger zu verbessern, etwa
weil sie weniger auf Beschaf-
fungskri minalität angewiesen
sind umsich ihren Stoff zu be-
sorgen. Doch die Quote jener,
die sowohl auf Heroin wie auf
Methadon verzichten können,
liege dochrecht niedrig, und die
Abhängigkeit besteheüberJahre
oder Jahrzehnte weiter. Hinzu
kommt jedoch, dass viele Hero-
insüchtige auf Methadon nicht
ansprechen. Die kontrollierte
Verabreichungvon Heroin− oder
zumindest das Angebot einer
Fixerstube − wäre deshalb nicht
nur in der Hauptstadt, sondern
auchimSüdendringendnotwen-
dig. Zurzeit wird aber haupt-
sächlichüber das Projektin Hol-
lerich diskutiert, und nicht ein-
mal hier scheint es ein Fortkom-
menzugeben. Wenn Luxemburg
in Richtung Fixerstuben geht,
drängt sich aber gerade hier ei-
ne Dezentralisierung auf, wenn
es nicht zu demimAusland hin-
länglich bekannten Fixertouris-
muskommensoll. Indenvier Re-
den, die am Mittwoch gehalten
wurden, kam das Thema nicht
vor.

(rw) –Obwohl die "Jugend− an
Drogenhëllef" (JDH) vor 14 Jah-
ren in Esch ihre Arbeit begann,
hat die Organisationin der Stadt
bislang kein Methadonpro-
grammbetrieben. Im Gegensatz
zur Dienststelle in der Haupt-
stadt wurdeninder Escher "Por-
te ouverte" bislangvor allemBe-
ratung, Essen und Duschmög-
licheitenfür Drogensüchtige an-
geboten. Dass das von der JDH
geleitete Methadonprogramm
nun erst nach Esch ausgeweitet
wird, erklärte Claude Weydert,
Präsident der gleichnamigen
Stiftung, bei der Vorstellung des
neuen Programms am Mittwoch
mit den neuen Möglichkeiten,
die durch die Gewährung von
fünf zusätzlichenPostenvonSei-
ten des Gesundheitsministeri-
ums entstanden.

Die JDH hat seit jeher einen
Akzent auf die Dezentralisierung
der Hilfsstrukturengesetzt. Gün-
ther Biwersi wies darauf hin,
dass die DrogenszeneinEschan-
ders funktioniert als die in der
Stadt. "Es gibtinEschkeine offe-
ne Drogenszene mehr", so der
Leiter der Escher Beratungsstel-
le. Statt Szenetreffs auf Plätzen
und in Kneipen gehe der Trend
verstärkt zur Abwicklungder Ge-
schäftsverhandlungen per Han-
dy. Streetwork macht alsofür die
JDHhier weniger Sinn. Den Weg
finden dieJunkies zur Hilfsstelle
trotzdem. In Esch wird deshalb
verstärkt in andere Bereiche der
Sozialarbeit investiert, wie etwa

aktuell2
werk wird ihr Büro für die frei-
willig ins ex−jugoslawische Mon-
tenegro zurückgekehrten schlie-
ßen. Aufgegeben hat sie die Dis-
kussionumdievonder Abschie-
bung bedrohten ehemaligen Ju-
goslawien−Flüchtlinge deshalb
noch nicht. Angesichts i mmer
neuer Asylanträgeaus dieser Re-
gion werde das Problemimmer
größer, erklärt Caritas−Präsident
Erny Gillen. Der katholische Mo-
raltheologe ist sich sicher: Um
eine öffentliche Diskussion des
Problems komme man nicht he-
rum. Es müssteneindeutige poli-
tische Kriterienfür den Verbleib
der Asylsuchenden gefunden
werden, die bei der vergangenen
Regularisierungswelle nicht be-
rücksichtigt wurden, soGillen. In
der Position des luxemburgi-
schen Caritas−Chefs ist ein Kom-
promissvorschlag i mpliziert:
Entweder baldige Abschiebung
oder Regularisierung.
Gillen nennt Kriterien, die be-

rücksichtigt werden müssten:
Fall−zu−Fall−Bewertungen; Fami-
lien, die seit drei Jahreni mLand
leben, sollen in die luxemburgi-
sche Gesellschaft integriert wer-
den; Einzelpersonen, die schon
seit fünf Jahren hier sind, sollen
das gleiche Recht darauf haben,
sofernsienicht straffälliggewor-
den sind; Härtefallregelungen;
Berücksichtigung der Situation
desjeweiligen Herkunftslandes.
"Anreize" solcher Art will der

Justizminister vermeiden und
warnt regel mäßig vor einemDo-
mino−Effekt. "Es gibt viele Län-
der, die ärmer als Jugoslawien
sind", entgegnete er i m vergan-
genen Herbst Hinweisen auf die
prekäreSituationin Montenegro.
Von seinemKurs ist Frieden bis
heute nicht abgewichen.


